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Auf Grund des § 23 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Rettungsdienstge-
setzes vom 8. Juli 1993 (GVBl. S. 313), das zuletzt durch Gesetz 
vom 23. Januar 2023 (GVBl. S. 18) geändert worden ist, verordnet 
die Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport im Be-
nehmen mit der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung:

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Zur Bewältigung besonderer Lagen kann die Landesbranddi-
rektorin oder der Landesbranddirektor befristete Abweichungen von 
§ 9 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a, b, d und e des Ret-
tungsdienstgesetzes nach Maßgabe dieser Verordnung zulassen.

(2) Die Landesbranddirektorin oder der Landesbranddirektor gibt 
Abweichungen nach Absatz 1 unverzüglich in geeigneter Weise be-
kannt und dokumentiert diese. Die Bekanntgabe der Entscheidung 
hat auch gegenüber den weiteren Aufgabenträgerinnen und Aufga-
benträgern nach § 5 Absatz 1 des Rettungsdienstgesetzes zu erfol-
gen. Die Abweichungen sind der für Inneres zuständigen Senatsver-
waltung unverzüglich anzuzeigen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen und Verfahren

(1) Besondere Lagen im Sinne dieser Verordnung sind
a)	 kurzzeitige Sonderlagen, hierunter fallen insbesondere Explosi-

onen, Gefahrgutunfälle, Schadstoffausbreitungen, Terroran-
schläge, Unfälle bei Großveranstaltungen und extreme Wetter-
lagen oder

b)	 Auslastungslagen, in denen auf Grund einer länger anhaltenden 
hohen Auslastung des Rettungsdienstes davon auszugehen ist, 
dass dieser bei Einhaltung der Vorgaben des § 9 Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a, b, d und e des Rettungsdienstgeset-
zes voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, seine Aufgaben 
angemessen zu erfüllen.

(2) Die Auslastung des Rettungsdienstes nach Absatz 1 Buchstabe 
b ist insbesondere anhand einer Personalprognose für das erforder-
liche Funktionssoll für einen Zeitraum von vier Wochen zu beurtei-
len. Das Funktionssoll ergibt sich aus der von der Berliner Feuer-
wehr mit der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung abgestimm-
ten Fahrzeug- und Funktionsverteilung. Sofern die Personalprogno-
se eine Abweichung vom Funktionssoll in Höhe von mindestens 10 
Prozent ergibt, können als Stufe 1 Maßnahmen nach § 3 Absatz 2 
und 4 dieser Verordnung ergriffen werden. Bei prognostizierten Ab-
weichungen von mindestens 20 Prozent können als Stufe 2 zusätz-
lich Maßnahmen nach § 3 Absatz 3 veranlasst werden.

(3) Bei der Feststellung von Auslastungslagen ist das Benehmen 
mit der Ärztlichen Leitung Rettungsdienst vor einer Entscheidung 
herzustellen; bei Sonderlagen soll das Benehmen vor einer Ent-
scheidung hergestellt werden.

§ 3 
Zulässige Abweichungen

(1) Bei Sonderlagen nach § 2 Absatz 1 Buchstabe a kann bei der 
Notfallrettung, beim Notfalltransport, auf Notarzteinsatzfahrzeugen 
und auf Intensivtransportwagen abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe a, b, d und e des Rettungsdienstgesetzes zur Patienten-
betreuung eingesetzt werden, wer eine Ausbildung zur Rettungssa-
nitäterin oder zum Rettungssanitäter abgeschlossen hat und wer in 
den letzten zwei Jahren regelmäßig im Rettungsdienst eingesetzt 
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wurde. Die zusätzliche Besetzung der Notarzteinsatzfahrzeuge und 
der Intensivtransportwagen mit einer Ärztin oder einem Arzt, deren 
Qualifikation sich nach § 7 Absatz 1 und 3 des Rettungsdienstgeset-
zes bestimmt, bleibt unberührt.

(2) Bei Auslastungslagen nach Stufe 1 gemäß § 2 Absatz 1 Buch-
stabe b in Verbindung mit Absatz 2 Satz 3 kann bei der Notfallret-
tung und beim Notfalltransport abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe a und b des Rettungsdienstgesetzes zur Patientenbetreu-
ung eingesetzt werden, wer eine Ausbildung zur Rettungssanitäterin 
oder zum Rettungssanitäter abgeschlossen hat und wer in den letzten 
zwei Jahren regelmäßig im Rettungsdienst eingesetzt wurde.

(3) Bei Auslastungslagen nach Stufe 2 gemäß § 2 Absatz 1 Buch-
stabe b in Verbindung mit Absatz 2 Satz 4 kann zusätzlich zu den 
Abweichungen nach Absatz 2 auf Notarzteinsatzfahrzeugen und In-
tensivtransportwagen abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 1 Buchsta-
be d und e des Rettungsdienstgesetzes neben Ärztinnen und Ärzten, 
deren Qualifikation sich nach § 7 Absatz 1 und 3 des Rettungsdienst-
gesetzes bestimmt, eingesetzt werden, wer eine Ausbildung zur 
Rettungssanitäterin oder zum Rettungssanitäter abgeschlossen hat, 
in den letzten zwei Jahren regelmäßig im Rettungsdienst eingesetzt 
wurde und über eine zusätzliche Qualifikation verfügt.

(4) Bei einer auf Grund einer Auslastungslage notwendigen Per-
sonalverschiebung ist sicherzustellen, dass die einsetzbaren Notfall-
sanitäterinnen und Notfallsanitäter sowie Rettungsassistentinnen 
und Rettungsassistenten in der Regel auf Fahrzeugen des Rettungs-
dienstes eingesetzt werden. Der Grundschutz im Rahmen der techni-
schen Gefahrenabwehr ist jedoch stets sicherzustellen.

(5) Bei Sonderlagen und Auslastungslagen nach Stufe 1 und 2 
können im Einvernehmen mit der Ärztlichen Leitung Rettungsdienst 
von § 9 Absatz 1 des Rettungsdienstgesetzes abweichende Einsatz-
mittel in den Dienst gestellt werden, die geeignet sind, den Rettungs-
dienst bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu entlasten; beispielsweise 
können dies Personen oder Fahrzeuge sein, die im Krankentransport 
eingesetzt werden. Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung ist 
hierüber zu informieren.

(6) Abweichungen sind in den Fällen von § 2 Absatz 1 Buchstabe 
a auf die Dauer der Sonderlage zu beschränken. Abweichungen sind 
in den Fällen von § 2 Absatz 1 Buchstabe b auf vier Wochen zu be-
grenzen; liegen die Voraussetzungen von § 2 Absatz 2 Satz 3 oder 4 
weiterhin vor, können Abweichungen erneut für jeweils weitere vier 
Wochen zugelassen werden.

(7) Sofern die Landesbranddirektorin oder der Landesbranddirek-
tor eine Abweichung nach § 1 Absatz 1 und 2 Satz 1 und 2 zugelas-
sen und bekannt gegeben hat, können auch die weiteren Aufgaben-
trägerinnen und Aufgabenträger nach §  5 Absatz  1 des Rettungs-
dienstgesetzes Abweichungen nach Maßgabe von§ 2 in Verbindung 
mit Absatz 1 bis 4 vornehmen.

§ 4 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Sie tritt am 22. Februar 2024 außer Kraft.

Berlin, den 13. Februar 2023

Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport

Iris  S p r a n g e r
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